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Zur ‚Sorge um sich’ am Lebensende

Das Patientenverfügungsgesetz als vertane Chance, die Patientenautonomie zu stärken
Von
Heinz Barta, Institut für Zivilrecht an der Universität Innsbruck
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„…Selbstbestimmung nicht bloß als formale, als uniformierte, sondern als

reale, als diversifizierte durchzusetzen und das Leben nicht Göttern, nicht
Trends, nicht Entwicklungstendenzen zu überlassen, sondern nur einen

Gott, einen Trend, eine Entwicklung anzuerkennen, nämlich das Wachsen

der Freiheit in der Vernunft und das Wachsen der Vernunft in der Freiheit.“
Robert Menasse, Die Zerstörung der Welt als Wille und Vorstellung (2006)

I.
Vorgeschichte – Worum es mir geht
Auf Einladung von Professor Erich H. Loewy, Department of Philosophy, University of California, Davis, California, USA, Co-President des Hans Jonas Vereins/ Wien, verfasste ich gemeinsam mit Dr. Gertrud Kalchschmid
 für die ‚Wiener klinische Wochenschrift’ (Heft 13, 2004, Seiten 442-457) den Beitrag: „Die ‚Patientenverfügung’ in Europa“. – Daraus entstand nach der Aussendung des Entwurfs für ein Patientenverfügungsgesetz durch das Gesundheitsministerium im Herbst 2004
 der Plan eines Buchprojektes. Darin sollte die Patientenverfügung umfassender – und nicht nur von juristischer Seite – behandelt werden. Dieses Buch erschien im September 2005 im LIT-Verlag Wien, mit Beiträgen von Kurt Grünewald (Vorwort), Gerhard Aigner, Elisabeth Medicus, Elmar Waibl, Karl Heinz Auer, Michael Ganner, Elmar Hohmann und Erich H. Loewy sowie Gertrud Kalchschmid und mir. Im Dezember 2005 wurde das Buch in Innsbruck der Öffentlichkeit vorgestellt und wir nützten diese Gelegenheit für eine Resolution an Herrn Bundeskanzler Schüssel; abgedruckt unter Punkt II. (S. …). Auf diese ‚Resolution’ antwortete Frau Bundesminister für Justiz Maga. Karin Gastinger; abgedruckt unter Punkt III. (S. …). Punkt IV. enthält meine ‚fiktive’ Antwort auf den Brief von Frau Bundesministerin Gastinger (S. ….); sie ist ebenfalls in ‚Briefform’ gehalten, wenngleich der geplante Brief nicht mehr abgesandt wurde, da das Gesetz mittlerweile beschlossen worden war – und zwar ohne die vorgeschlagenen Änderungen. 

Ich wollte zuerst keinen weiteren Artikel über die Patientenverfügung schreiben, habe mich dann aber doch dafür entschieden, denn: Auch dieser kleine Ausschnitt unserer jüngsten Rechtsgeschichte zeigt nicht nur wie bei uns Politik und Rechtspolitik
 gemacht wird, sondern ebenso wie inhaltlich mit zentralen Werten unserer Gesellschaft umgegangen wird; hier mit dem hohen Gut menschlicher Selbstbestimmung. Sie wird nicht nur legistisch mit Füßen getreten, sondern auch noch bürokratisch verhöhnt. Natürlich bemerkt das ein Großteil der Menschen – und wie ich fürchte auch der Politikerinnen und Politiker – unseres Landes gar nicht. In diesem neuen Gesetz wird aber der zentrale Wert menschlicher Selbstbestimmung – aus welchem Grund auch immer – bedenkenlos Partikularinteressen geopfert; hier den machtpolitischen und monetären Interessen der Politik, der Medizin und der Rechtsberufe. Warum? – Nun, primär geht es natürlich um den eigenen Machterhalt der amtierenden Politiker/innen und dafür werden – in zweiter Linie – zeitgerecht vor den anstehenden Neuwahlen sowohl vermeintliche Leistungsnachweise gegenüber dem Volk (mag das Geregelte auch gar nicht im Interesse des Volkes liegen) vorgelegt, als auch die Berufsgruppen der Ärzte und Juristen geködert. – Bleibt noch klarzustellen: Eine Wissenschaft, die sich in solchen Situationen verschweigt oder vornehm zurückhält, ergreift in Wahrheit Partei gegen die Interessen der Menschen unseres Landes und für eine mediokre Politik.
Ich bedanke mich beim Verein ‚Colloquium’, insbesondere Herrn Dr. Gerson Kern, für die Einladung, einen Beitrag zu diesem Sammelband leisten zu dürfen.
 II.
Resolution an Herrn Bundeskanzler Wolfgang Schüssel
Resolution

betreffend die rechtspolitische Behandlung von 
,Patientenverfügungen’ und ,Vorsorgevollmachten’
Innsbruck, am 21.12.2005

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler,

die unterzeichneten Autorinnen und Autoren des vergangene Woche vorgestellten Buches „Die Patientenverfügung – Zwischen Selbstbestimmung und Paternalismus“ wenden sich an Sie mit dem Ersuchen, von Ihrer politischen Richtlinienkompetenz in der angesprochenen Frage Gebrauch zu machen. 

Gegenwärtig laufen die gesetzlichen Vorbereitungen für die Regelung von „Patientenverfügungen“ im Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz und für „Vorsorgevollmachten“ im Bundesministerium für Justiz im Rahmen der Sachwalterschafts-Reform. Die Kooperation zwischen den genannten Kompetenzbereichen lässt zumindest zu wünschen übrig und es gibt bisher kein Anzeichen dafür, dass es zu einer gemeinsamen gesetzlichen Lösung kommt. Das wäre aber nicht nur wünschenswert, sondern notwendig, weil es für die Bürgerinnen und Bürger unzumutbar wäre, diese beiden zusammengehörenden Fragen in verschiedenen Gesetzen „suchen“ zu müssen. Die Zusammengehörigkeit ergibt sich daraus, dass die strikte Trennung zwischen medizinischen und anderen (Betreuungs)Maßnahmen schon für Experten schwierig und in der Praxis nicht sinnvoll ist. Die geplante Regelung zur Patientenverfügung bezieht sich aber ausschließlich auf medizinische Maßnahmen. Pflege-, Betreuungs- und Versorgungsmaßnahmen wie zB auch die Nahrungsaufnahme können demnach – neben der rechtsgeschäftlichen Vertretung – nur Inhalt von Vorsorgevollmachten sein. 

Wichtig erschiene uns ferner ein klares Bekenntnis des Gesetzgebers zur Selbstbestimmung und ein Abgehen von der im Entwurf derzeit vorgesehenen ärztlichen Pflichtberatung. Sinnvollerweise wäre es unseres Erachtens dagegen, wenn der Gesetzgeber eine derartige Beratung empfiehlt, sie aber nicht verlangt. Der Gesetzgeber sollte sich unseres Erachtens zum Ziel setzen, auf fürsorgliche Weise Autonomie zu ermöglichen; soft-law statt zwingendes Recht. Will man Patientenverfügungen und Vorsorgevollmachten wirklich ernst nehmen, bräuchte es unseres Erachtens auch die Möglichkeit der Registrierung. Eine Möglichkeit sehen wir diesbezüglich in einer Zusammenführung mit dem bereits beim ÖBIG (Österreichisches Bundesinstitut für Gesundheit) bestehenden Widerspruchsregister gegen Organentnahmen.

Wir haben uns zu diesem Schritt entschlossen, weil es sich bei diesen Fragen unseres Erachtens um ein überparteiliches Anliegen zum Wohl der österreichischen Bevölkerung handelt und weil wir der Meinung sind, dass die Selbstbestimmung am Lebensende nicht zum Spielball parteipolitischer Interessen werden sollte.

Mit freundlichen Grüßen

Kurt Grünewald

Heinz Barta 

Gertrud Kalchschmid

Elisabeth Medicus

Elmar Waibl

Karl Heinz Auer

Michael Ganner

Elmar Hohmann

Erich H. Loewy

III.
Brief von Frau Bundesministerin Gastinger
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IV.
Meine ‚fiktive’ Antwort
Sehr geehrte Frau Bundesministerin,
noch unter dem Eindruck der Justizausschusssitzung der vergangen Woche (23. März 2006) möchte ich Ihren Brief vom Anfang dieses Jahres beantworten und weitere Überlegungen zum Thema Patientenverfügung anstellen, auf die weder in unserer ‚Resolution’, noch in der Justizausschusssitzung eingegangen werden konnte. – Sie haben auf unser Schreiben an Herrn Bundeskanzler Schüssel mit einem freundlichen Schreiben geantwortet, das aber darauf hinaufläuft, dass am Entwurf nichts mehr geändert werden kann. Ich werde daher in der Folge auf unser unterschiedliches Verständnis der Patientenverfügung eingehen und dabei versuchen knapp zu formulieren, um die Aufnahme durch interessierte Leserinnen und Leser zu erleichtern.
Betont werden soll erneut, dass es sowohl der Sinn der ‚Resolution’ (vom Dezember 2005), als auch meiner Ausführungen im Justizausschuss war, ein möglichst gutes Gesetz zustande zu bringen, das vielen Menschen unseres Landes Hilfe bei schwierigen und existentiellen Entscheidungen bieten kann, möglichst geringe Kosten verursacht, die Gerichte entlastet und den Bürgerinnen und Bürgern einsichtig macht, dass der Gesetzgeber Ihre Anliegen ernst nimmt, und sich nicht bloß mit politischen Beteuerungen begnügt.

Der zuletzt genannte Grund sollte auch Anlass dafür sein, dass das neue Gesetz eine knappe, aber effiziente intertemporale Übergangsvorschrift erhält, mit der klargestellt wird, dass von den bisher errichteten Patientenverfügungen – ob es nun hunderttausend oder wie Frau Minister Rauch-Kallat in der Justizausschusssitzung erwähnte, 130.000 sind, tut nichts zur Sache – möglichst viele ‚verbindlich’ bleiben, wenn feststeht, dass diese in einsichts- und urteilsfähigem Zustand errichtet worden sind und der darin ausgedrückte Behandlungswunsch im juristischen Sinne ‚bestimmt’ oder doch ‚bestimmbar’ ausgedrückt wurde. Es ist nämlich eine von Frau Minister Rauch-Kallat verbreitete Irrlehre, dass es bisher keine verbindlichen Patientenverfügungen gegeben hat. Das Gegenteil trifft zu.
Zur Feststellung der Einsichts- und Urteilsfähigkeit sei noch kurz angemerkt und gefragt: Finden Sie es nicht auch fragwürdig, dass bei Errichtung jeder Patientenverfügung der aufklärende Arzt das Vorliegen dieser gesetzlichen Voraussetzungen zu bestätigen hat? (Eine nähere und umständliche Umschreibung findet sich in § 5 des Entwurfs.) Sind Sie sich dessen bewusst, welches Instrument damit geschaffen wurde und welche Zumutung damit verbunden ist? Den Gesetzesformulierern ist dabei offenbar entgangen, dass nach § 17 ABGB eine gesetzliche Rechtsvermutung für das Vorliegen der Einsichts- und Urteilsfähigkeit spricht, und jede und jeder, der das bezweifelt, dafür beweispflichtig ist. Die Geltung der §§ 16 und 17 ABGB sollte nicht ungebührlich geschmälert werden! – Es ist jedenfalls rechtlich wie politisch fragwürdig, den 100.000 bis 130.000 errichteten Patientenverfügungen mit dem ominösen Federstrich des Gesetzgebers Ihre Verbindlichkeit zu nehmen. – Es wäre Ihre Aufgabe als Justizministerin gewesen, sich der offenbar ganz falschen Einschätzung der bestehenden Rechtslage durch Ihre Ministerkollegin Rauch-Kallat nicht anzuschließen und für eine Richtigstellung zu sorgen. Die Rechtssicherheit hätte darunter nicht gelitten!
Doch zurück zum Grundsätzlichen: 

1. Die für dieses Gesetz Verantwortlichen haben es versäumt, sich klar für den Grundsatz der Selbstbestimmung von Entscheidungen am oder in Bezug auf das Lebensende, auszusprechen. Damit wurde einer Entwicklung in die falsche Richtung Vorschub geleistet: Statt die Autonomie betroffener Menschen zu stärken, wurde ein inhaltlich abzulehnender politisch-ärztlich-juristischer Paternalismus gefördert. – Versäumt wurde dabei, die Förderung der Selbstbestimmung am Lebensende als fassliche und überlegt formulierte Absicht des Gesetzgebers an den Beginn des Gesetzes – zum Beispiel in Form einer Präambel – zu stellen, womit auch die Rechtsakzeptanz hätte gefördert werden können. Schon Platon wusste, dass das nicht ganz leicht ist, hielt das aber dennoch für nötig. Der alte Meister der ‚Akademie’ führte in den ‚Nomoi’/ den ‚Gesetzen’ (IV 718bc) aus:
„Was aber ein Gesetzgeber, der so denkt wie ich, vortragen soll und muss, was sich jedoch in Form eines Gesetzes nicht passend vortragen lässt, davon muss er, scheint mir, zuerst für sich selbst und für die, denen er Gesetze geben will, eine Probe geben, dann alles übrige nach Kräften durchgehen und anschließend mit der Gesetzgebung beginnen. In welcher Form lässt sich aber nun so etwas am ehesten darstellen? Nicht ganz leicht ist es, das gleichsam in einem einzigen Umriss zusammenzufassen und auszudrücken“.
2. Statt Paternalismus und Bevormundung zu fördern, wäre es sinnvoll gewesen, wenn ‚der’ Gesetzgeber eine Soft law-Regelung geschaffen hätte, wonach allen, die eine nähere Beratung und Aufklärung wünschen, geraten wird, sich um ein solche umzusehen. Man hätte das der individuellen Entscheidung der betroffenen Einzelnen überlassen können. Das hätte ein Abgehen von der im Entwurf derzeit vorgesehenen ärztlichen Pflichtberatung sowie der schriftlichen Abfassung von Patientenverfügungen vor einem Notar oder Rechtsanwalt bedeutet. – Vgl. auch Punkt 10 dieser Aufzählung.
3. Die Teilung der Patientenverfügung in eine ‚verbindliche’ (§§ 4-7 Entwurf) und eine ‚beachtliche’ (§§ 8 und 9 Entwurf) schafft wohl nur totes Recht. Denn so wie diese Unterscheidung getroffen wurde, ist sie viel zu kompliziert und zu teuer obendrein und dürfte daher nur wenige Anwender finden. Die erhoffte Rechtssicherheit wird auch dadurch nicht erreicht werden. – Und diese Prozedur soll sich alle 5 Jahre wiederholen?

4. Die zu erwartenden hohen Kosten – ob es nun 100 oder 250 oder mehr Euro sind ist nicht von Bedeutung – für die ärztliche Aufklärung und die darüber hinaus nötige schriftliche Errichtung vor einem Rechtsanwalt oder Notar werden für sich alleine dazu beitragen, dass vom Gesetz kaum Gebrauch gemacht werden wird. – Die Möglichkeit, eine Patientenverfügung vor einer ‚Patientenvertretung’ zu errichten, bleibt solange eine leere Möglichkeit, als die Personaldecke dieser wichtigen Einrichtungen in den Bundesländern so knapp wie derzeit ist. – Und diese hohe Kostenbelastung ist zudem alles andere als sozialverträglich. Deshalb sollten Sie und Ihre Ministerkollegin die Zustimmung der betroffenen Berufsvertreter der Anwaltschaft und des Notariats – und leider auch der Richterschaft – nicht überbewerten. Denkende Österreicherinnen und Österreicher werden – wohl nicht ganz zu Unrecht – an die bevorstehende Nationalratswahl denken und in der getroffenen Regelung ein Körberlgeld für Ärzte, Notare und Anwälte erkennen.
5. Gegen einen denkbaren – aber eher unwahrscheinlichen – Missbrauch mit Patientenverfügungen wäre anders vorzugehen gewesen als mit einem schlechten neuen Gesetz (mit hohen Formhürden). Die immer wieder bemühte Bedrohung alter Menschen durch Heimträger – diese könnten vor der Aufnahme in ein Heim eine problematische Patientenverfügung verlangen – scheint übertrieben (und zudem nicht fair gegenüber vielen bemühten Betreuern); dagegen hätte wohl schon das bestehende Instrumentarium der Heimaufsicht ausgereicht. Vielleicht auch eine Klarstellung seitens der beiden federführenden Ministerien. 
6. Ein weiteres – meines Erachtens schweres – Versäumnis dieses Gesetzentwurfs betrifft die nicht nur mangelhafte, sondern überhaupt fehlende innere funktionelle Abstimmung von Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht. Das wurde schon in der ‚Resolution’ und im Rahmen der Justizausschusssitzung von mir bemängelt, aber von ministerieller Seite nicht ernst genommen. Das Ergebnis ist ein schweres legistisches Defizit, das so nicht hingenommen werden kann, zumal sich beide Rechtsinstrumente funktional überschneiden und daher sinnvoll aufeinander abzustimmen gewesen wären. Dabei hätte ein gut überlegter Ausbau der Vorsorgevollmacht, das Erlassen eines Patientenverfügungsgesetzes vielleicht sogar überflüssig machen können. Das an und für sich taugliche Instrument der Vorsorgevollmacht – das keine österreichische ‚Erfindung’ darstellt – für Patientenverfügungen nicht zu nutzen, ist ein schwerer Fehler. – Warum diese Eile, warum diese Kurzsichtigkeit, warum diese ‚Kooperationsverweigerung’? Warum nimmt man den Menschen in Österreich die Möglichkeit, Ihre Vorstellungen und Wünsche, ihre ‚Sorge um sich’
 betreffend das Ende des eigenen Lebens in die Hände einer Vertrauensperson zu legen? – Was spricht gegen eine solche Lösung?
Mit dem angesprochenen Ausbau der Vorsorgevollmacht meine ich eine verbesserte Fassung der §§ 284b, 284c und 284d des Entwurfs eines Sachwalterrechts-Änderungsgesetzes 2006. – Ich gehe hier nur auf das Wichtigste ein. Aufzugeben oder zu ändern wäre danach meines Erachtens:
a) die viel zu komplizierte Unterscheidung zwischen Vorsorgevollmacht und Bevollmächtigungsvertrag (nach den §§ 1002 ff ABGB), die bestimmt niemand verstehen wird. Es ist nämlich nicht nötig einen Bevollmächtigungsvertrag zu verlangen. Es genügt, wenn die Vertrauensperson eine Vorsorgevollmacht erhält – sie wird einseitig erteilt und muss nicht angenommen werden. – Auf einen Bevollmächtigungsvertrag sollte auch deshalb verzichtet werden, weil selbst nahe Angehörige – etwa Eltern und Kinder – sich ungern dazu vertraglich verpflichten lassen, eine bestimmte zum Beispiel lebensbeendende Handlung/ Maßnahmen anordnen zu ‚müssen’. Ein rechtliches ‚Können’ erscheint dagegen vertretbar und würde aller Voraussicht nach eher angenommen.
b) Die Vorsorgevollmacht wäre zudem von der derzeit bestehenden Voraussetzung zu befreien, dass der Vollmachtgeber auf Grund einer ‚psychischen Krankheit’ oder einer ‚geistigen Behinderung’ seine Einsichts- und Urteilsfähigkeit verloren hat. – Es kann auch ein anderer wichtiger Grund vorliegen.
Eine Stärkung der menschlichen Autonomie am Lebensende verlangt nach einem durchdachten Einsatz der Vorsorgevollmacht.
7. Der – vielfach vorgebrachten – Kritik gegen die zu hohe Formhürde des Entwurfs kann nur beigepflichtet werden; sie wird dazu beitragen, das Gesetz von vornherein bedeutungslos werden zu lassen. Das scheint in Kauf genommen worden zu sein – allein: Einfachheit wäre hier mehr gewesen, als die technokratisch-medizinisch-juristische Scheinperfektion, die letztlich doch keine wirkliche Rechtsicherheit zu schaffen vermag. Denn es wird in derartigen Erklärungen manche ‚Konstellation’, Behandlungsmethode udgl. geben, die nicht bedacht worden ist, und dann erreicht die Patientenverfügung – trotz des hohen Kostenaufwandes – ihren verbindlichen Charakter nicht. – Dass die ‚vollen’ Formvorschriften des § 6 (samt der ärztlichen Aufklärung) auch für die Erneuerung von Patientenverfügungen (im Sinne von § 7 Entwurf) gelten sollen, erscheint problematisch; und dies nicht nur kostenmäßig.
8. Einen weiteren schweren Mangel – und dies für Patienten wie Ärzte – stellt die fehlende Registrierung von Patientenverfügungen dar. Darauf zu verzichten bedeutet, Patientenverfügungen nicht ernst zu nehmen. – Wie soll man anders verlässlich und zumutbar feststellen können, ob eine Patientenverfügung vorliegt? Oder sollte die – alles andere als ideale – Registrierung von Patientenverfügungen durch Notare und Anwälte ermöglicht und zu einem monetären Baustein dieser Berufsgruppen werden? Bedeutet dies einen weiteren Schritt der Privatisierung?
Daher sei festgehalten: Das Beste wäre eine Registrierungslösung nach dem Vorbild der Registrierung von Widersprüchen gegen eine mögliche Organentnahme beim Österreichischen Bundesinstitut für Gesundheitswesen/ ÖBIG; nur als zweitbeste Lösung kommt die e-card in Frage, zumal ein Mitführen der e-card nicht immer gewährleistet erscheint. Nur eine angemessene Registrierung erfüllt auch das berechtigte Interesse der Ärzteschaft danach, rasch und zumutbar feststellen zu können, ob eine Patientenverfügung vorliegt oder nicht. – Man fragt sich in der Tat, warum die sogenannte ‚verfasste’ Ärzteschaft solche Überlegungen nicht angestellt hat. Die Förderung der Patientenautonomie am Lebensende kann es nicht gewesen sein; und die Interessen der in solchen Situationen handelnden Ärzte/innen wohl auch nicht.
9. Antizipierte Patientenverfügungen – also ‚echte’ Vorausverfügungen (zB durch jüngere Menschen, die sich noch nicht in einer existenziellen gesundheitlichen Krise befinden) werden durch dieses Gesetzt wohl überhaupt unmöglich gemacht. – Geschah das gewollt? – Warum macht man es Menschen so schwer, derartige Entscheidungen für sich zu treffen?
10. Das Selbstbestimmungsrecht ‚am Ende’ oder doch ‚für das Ende’ des menschlichen Lebens hätte auch dadurch lebensnah und effizient unterstützt werden können, dass der Gesetzgeber (mehrere) typische Konstellationen für das Errichten einer Patientenverfügung durch überlegt formulierte Alternativen angeboten hätte. Das hätte dann auch eine wünschenswerte partielle Klarheit bringen können. Und das Beiziehen eines Arztes oder eines Juristen wäre in diesen Fällen überflüssig gewesen. – Ich habe dies in der Justizausschusssitzung mit dem gesetzlichen Erbrecht verglichen, dessen Parentelordnung auch dem typischen Erblasserwillen entspricht, was der Umstand belegt, dass etwa 75 % aller Erbfälle nach diesen gesetzlichen Regeln abgewickelt werden und nur in etwa einem Viertel der Fälle Testamente errichtet werden. In diesem Sinne – also analog – hätte man auch bei Patientenverfügungen verfahren können und dadurch nicht nur partiell größere Sicherheit erreicht, sondern auch Kosten und einen unnötigen Bürokratismus für das Ende des Lebens vermieden. Und die ‚Doppelgleisigkeit’ von Patientenverfügungen – nämlich ‚verbindliche’ und ‚beachtliche’ – hätte auch vermieden werden können. Und wer mit dem gesetzlich Angebotenen nicht zufrieden gewesen wäre, wäre es unbenommen geblieben, freiwillig mehr zu tun und zum Notar oder Anwalt zu gehen.
11. Das für Patientenverfügungen charakteristische Beziehungsgefüge von Patient/in, Angehörigen, Medizin/ Arzt und Recht wurde im Entwurf nicht hinreichend thematisiert und für eine optimale Lösung genützt. – Nicht einmal ein Zusammenwirken von Medizin und Recht beim Errichten einer Patientenverfügung wurde in Erwägung gezogen. – Hier wäre deutlich mehr zu erreichen gewesen, selbst wenn man meint, es bräuchte für das Errichten einer Patientenverfügung ärztliche und juristische Hilfe.
12. Entgegen manchen Äußerungen im Rahmen der Justizausschusssitzung haben die Verhandlungen seit dem Beginn des Jahres 2005 nahezu hinter verschlossenen Türen und ohne Einbeziehung der Öffentlichkeit und der Wissenschaft stattgefunden. Ich habe das eine überholte ‚Geheimdiplomatie’ genannt und sehe keinen Grund, diese Äußerung abzuschwächen.
Bei einigem guten Willen wäre es möglich gewesen, im Sinne eines Erreichens einer möglichst hohen Qualität des Gesetzes und in Wertschätzung des Gesellschaftsteuerunginstruments des demokratischen Gesetzes, diese – und vielleicht auch noch andere – Änderungen rasch in den Gesetzentwurf einzuarbeiten, um die durch das Gesetz zu lösenden Probleme effizient zu regeln. Das hätte das Inkrafttreten des Gesetzes nicht wirklich verzögert. Stattdessen wurde zuletzt eine übertriebene – selbstauferlegte – Eile an den Tag gelegt, wo man doch längst weiß – speed kills; hier: die Qualität des Gesetzes.

Zur Qualität eines Patientenverfügungsgesetzes einen Beitrag zu leisten, erschien mir sinnvoll, zeigt doch gerade dieses Gesetz, dass es sich dabei um kein parteipolitisches, sondern um ein alle Parteigrenzen hinter sich lassendes Anliegen von allgemeiner Bedeutung handelt. Den Menschen unseres Landes zu signalisieren, dass der Gesetzgeber ihre Sorge um ein selbstbestimmtes Sterben ernst nimmt – was heute nicht mehr selbstverständlich ist, wäre – politisch und rechtlich – eine vertrauensbildende Maßnahme gewesen, die einen Beitrag dazu hätte leisten können, das Verhältnis zwischen den Menschen unseres Landes und der Politik zu verbessern.
Dieses Gesetz wird dagegen für die Politik kein Ruhmesblatt werden – das ist absehbar: Es weist nicht nur beträchtliche legistisch-formale Schwächen auf, sondern erscheint auch inhaltlich noch nicht ausgereift. Und für die Menschen in diesem Lande bringt es nichts wirklich Brauchbares. Die von der Politik immer wieder beschworene Interessenvertretung für kleine Leute ist damit bestimmt nicht erfolgt. Die Politik ist vielmehr vor der ‚verfassten’ Ärzteschaft und den Juristenberufen in die Knie gegangen. Oder war es auch die ‚Sorge’ um das eigene politische Wohl, weil Wahlen bevorstehen? Das wird man nicht ganz zu Unrecht Ihnen und Ihrer Ministerkollegin Rauch-Kallat ankreiden. Auch Frau Fekter hat als Justizausschussvorsitzende nichts zur Verbesserung dieses Gesetzes beigetragen und wollte das offenbar auch nicht. Es wäre aber nicht so schwer gewesen, es anders und besser zu machen. – So kann man nur hoffen, dass eine neue Regierung dieses misslungene Gesetz entweder zurücknimmt oder doch gründlich überarbeitet.

Abschließend ist noch anzumerken, dass mit diesem Gesetzentwurf auch die Chance vergeben wurde, die verschiedenen rechtlichen Fragen ‚am Ende des Lebens’ zusammenfassend und überschaubar zu regeln. Das hätte eine kompaktere Information für die Menschen unseres Landes bedeutet und hätte die Patientenautonomie gestärkt. Einen solchen Versuch hat – vor nicht einmal einem Jahr – der französische Gesetzgeber unternommen. Mag auch dieses französische Gesetz nicht in allem überzeugen, eine Anregung dazu, mehr als eine isolierte Regelung der Patientenverfügung zu schaffen, hätte es alle Mal geboten.
Man kommt ganz offenbar um die nüchterne Bilanzierung nicht herum, dass die Zeit vorüber ist, in der die Politik die individuelle Selbstbestimmung noch fördern wollte. – Gegangen wäre es auch in diesem Gesetz darum, diesen Teilschnitt ernst zu nehmen und in Ausrichtung auf das Ziel Patientenselbstbestimmung/ -Autonomie vorzunehmen. Dadurch hätte ein Zeichen gesetzt werden können gegen Fremdbestimmung und Paternalismus, was sich nur Machtträger wünschen können. – Auch kleine Schritte in die falsche Richtung sind gefährlich, bedeuten sie doch, den Weg auf jener schiefen politischen Ebene fortzusetzen auf der wir uns seit geraumer Zeit bewegen. Und diese Regierung hat noch kein Zeichen gesetzt, um die platte, aber herrschende Ökonomisierung wenigstens teilweise einzuschränken. Es ist eben doch so, wie der am Beginn meines Beitrags als Motto zitierte Robert Menasse meinte, dass die Zukunft erst dann als ‚begriffen’ gelten kann, wenn sie als „Produkt gesellschaftlicher Anstrengung und als kollektive Absichtserklärung“ verstanden wird.

In diesem Sinne verbleibe ich mit freundlichen Grüßen

Ihr 

Heinz Barta

V.
Ausklang
Freiheit hat als Komplementärwert die Selbstbestimmung (der Menschen), denn Selbstbestimmung ohne Freiheit wäre eine Farce. – Demokratie als politische Teilhabe setzt Freiheit und Gleichheit ebenso voraus, wie persönliche, politische und rechtliche Individualität. Nur dann ist Selbstbestimmung möglich und kann Fremdbestimmung vermieden werden. – Ein weiterer Gedanke: All’ diese für Individuen, aber auch demokratische Gesellschaften so bedeutenden Werte existieren nicht als monolithisches Ganzes, sondern setzten sich aus vielen Facetten zusammen und bilden ein patchworkartiges Ganzes. Daher ist es so wichtig, die einzelnen Teile und Teilschritte am Leitwert, also an der Idee des gedachten Ganzen – hier der Selbstbestimmung, zu orientieren. – Und das wurde versäumt!
Der Entstehungsprozess des Patientenverfügungsgesetzes hat uns erneut deutlich gemacht, wie schwach die ‚Stimme des Intellekts’ im rechtspolitischen Bereich (in unserem Lande derzeit) ist.
 – Schließen will ich daher im Sigmund Freud-Jahr 2006 mit einem tröstendem Satz Freuds aus dessen kulturkritischer Schrift ‚Die Zukunft einer Illusion’ (1927):
 
„Wir mögen noch so oft betonen, der menschliche Intellekt sei kraftlos im Vergleich zum menschlichen Triebleben, und Recht damit haben. Aber es ist doch etwas Besonderes um diese Schwäche; die Stimme des Intellekts ist leise, aber sie ruht nicht, ehe sie sich Gehör verschafft hat.“ (Hervorhebung von mir)
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� Vgl. dazu die Stellungnahme von G. Kalchschmid und mir, in: Barta/ Kalchschmid (Hg.), Die Patientenverfügung – Zwischen Selbstbestimmung und Paternalismus 212 ff (Wien, 2004).
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� Vgl. dazu schon meinen Beitrag: ‚Die Sorge um sich’ – Überlegungen zu einem ‚Recht auf Gesundheit’, in: Barta/ Kern (Hg.) Recht auf Gesundheit 19-33 (Wien, 2002). Hier wurde auch (aaO 19 Fußnote 1) darauf hingewiesen, dass die Formulierung „Die Sorge um sich“ von Michel Foucault stammt.


� Das erschiene mittlerweile bereits in einer ganzen Reihe von Fällen angezeigt.
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